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INHALT

AUFSÄTZE

229 Partizipatorische Kunst

(Dr. Thomas Meysen)

282 Buchbesprechung/Buchanzeigen/Aktuelle Ergänzungslieferungen

230 Beistandschaft oder Beratung und Unterstützung
Petra Birnstengel/Henriette Katzenstein

234 Maßnahmen der Familiengerichte bei Gefährdungen
des Kindeswohls – Eine bunte Landschaft

Dr. Jens Pothmann

DIJUF-RECHTSGUTACHTEN

IV DIJuF-Notizen

V Pinnwand

VI Impressum

Abstammungsrecht
244 Vom Jugendamt als Vormund beabsichtigter Antrag

gegen die Mutter auf Verpflichtung zur Offenba-
rung der Identität des leiblichen Vaters; gericht-
liche Zuständigkeit und Anspruchsgrundlage

Kinder- und Jugendhilferecht
247 Übernahme von Kosten für Drogentests als

Leistungsbestandteil von Hilfen zur Erziehung

248 Voraussetzungen der Kostenerstattung nach § 104
Abs. 1 S. 4 SGB X bei Geltendmachung zweck-
identischer Leistungen; Verhältnis zur Feststel-
lung nach § 97 SGB VIII und zur Anspruchsüber-
tragung nach § 53 SGB I

250 Zur Frage der Rechtsnatur von Kindergarteneltern-
beiträgen; (Wieder-)Einführung des Widerspruchs-
verfahrens in Nordrhein-Westfalen zum 1.1.2015

236 Kinderschutz und Kindertagesbetreuung –
Zwischen Freiwilligkeit und Kontrolle

Dirk Bange/Viola Laux

FACHPOLITISCHE STELLUNGNAHMEN/BERICHTE

242 Interviewpartner/innen gesucht für das Praxisforschungs-
projekt zum Hilfebedarf von Kindern und Jugendlichen
als Überlebende innerfamiliärer Tötungsdelikte im Zu-
sammenhang mit Partnerschaftskonflikten, Trennung
bzw Scheidung

Dr. Susanne Heynen
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INHALT

RECHTSPRECHUNG

Adoptionsrecht
267 BGH 18.2.2015 – XII ZB 473/13

Erforderlichkeit der Einwilligung des möglichen
leiblichen Vaters in eine Adoption; Entbehrlichkeit
der Benachrichtigung des möglichen leiblichen Va-
ters von dem Verfahren zur Sicherung von dessen
Beteiligungsmöglichkeit

270 Anmerkung von Prof. Dr. Birgit Hoffmann

Kinder- und Jugendhilferecht
271 OVG Berlin-Brandenburg 15.4.2015 –6 M 135.14

Kein Anspruch auf Fahrtkosten zur Ausübung des
Umgangsrechts nach § 18 Abs. 3 SGB VIII

272 OVG Bautzen 24.11.2014 – 1 B 251/14
Gleichrangigkeit der Förderung in Kindertagesein-
richtungen und in Kindertagespflege für Kinder
unter drei Jahren; Anforderungen an die Erfül-
lung des Wunsch- und Wahlrechts bei Wahl
der Betreuungsart

273 VG Stuttgart 6.2.2015 – 7 K 2071/13
Keine Aushöhlung des Wunsch- und Wahlrechts

durch Beitragsfreiheit nur für kommunale Tages-
einrichtungen

276 OVG Berlin-Brandenburg 18.2.2015 – 6 B 19.14
Keine Nichtigkeit einer gemeindlichen Kita-Satzung
bei Erhebung des Höchstbetrags im Fall der Nicht-
vorlage von Einkommensunterlagen

277 VG Braunschweig 10.3.2015 – 3 A 174/14
Keine Absetzung von Unterhaltszahlungen für
Stiefkinder bei der Berechnung des maßgeb-
lichen Einkommens für Kostenbeiträge nach
§§ 91 ff SGB VIII

Vollstreckungsrecht
280 BGH 21.1.2015 – VII ZB 30/13

Pfändung der UVG-Stelle in Beträge, die eigentlich
einem unterhaltsberechtigten Kind zustehen

281 LG Dresden 2.12.2014 – 2 T 830/14
Pfändungsprivileg des § 850d ZPO auch für Voll-
streckungsbescheide

Unterhaltsrecht
252 Zunächst bestehende Unterhaltstitel für mehrere

minderjährige Kinder mit unterschiedlicher Höhe
der Kindergeldanrechnung; Aufrücken eines Kin-
des durch Wegfall der Kindergeldberechtigung ei-
nes älteren Kindes; zur rückwirkenden Nachforde-
rung der Differenzbeträge

254 Beweiswert einer eingescannten Quittung nach
Verlust des Originals

255 Vom Beistand eingeleitetes Abänderungsverfahren
mit bedingtem VKH-Antrag; nur teilweise Bewilli-
gung der VKH; im Endbeschluss des FamFG zu-
grunde gelegte beschränkte Rechtshängigkeit der
Hauptsache nur im Umfang der VKH-Bewilligung

Unterhaltsvorschussrecht
258 Erteilung von Rechtsnachfolgeklauseln durch

das Amtsgericht für das Land nach Leistung von

Unterhaltsvorschuss; Verweigerung der Titelum-
schreibung wegen teilweisen Anspruchsübergangs
bereits vor Titelerrichtung; Verlangen nach einer
Rückstandsberechnung

Vormundschaftsrecht
261 Dienstanweisung gegenüber Fachkräften, die

Vormundschaften führen, mit dem Diensthandy
„WhatsApp“ nicht zu nutzen; Möglichkeit der
familiengerichtlichen Genehmigung? Nutzung
des Privathandys

262 Abschluss eines Mietvertrags; Haftung für Schäden
an einer angemieteten Wohnung

264 Ausschlagung einer Erbschaft in gesetzlicher
Vertretung eines Kindes; örtliche Zuständigkeit
des Nachlassgerichts für die Entgegennahme
der Erklärung

Beilagenhinweis: Diesem Heft liegt eine Beilage von der Stiftung Die Gute Hand, Kürten-Biesfeld, bei. Wir bitten um
freundliche Beachtung.


